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BESCHLUSS

__________________________________________________________________

des 54. Ord. Bundesparteitages der FDP, Bremen, 16. - 18. Mai 2003
___________________________________________________________________
EU-Beitritt der Türkei

1. Europa ist der Raum der Freiheit des religiösen Bekenntnisses. Europa ist verbunden mit Werten, die zwar maßgeblich von den christlichen Religionen mitgeprägt worden sind, die sich aber gegen keine anderen religiösen Überzeugungen richten. Europa ermöglicht und verträgt deshalb die Vielfalt privater und persönlicher religiöser Bekenntnisse. Europa steht für eine Haltung und nicht für eine Religion.

2. Der gegenwärtig diskutierte Verfassungsentwurf für die Europäische Union soll die EU weiter vertiefen. Das verlangt von den Mitgliedsstaaten Verzicht auf staatliche Souveränitätsrechte, damit wirkliche europäische Politik möglich wird. Die Türkei muss sich noch ernsthaft selbst entscheiden, ob sie der Nationalstaat bisheriger Prägung, den ihre politischen Eliten vermitteln, bleiben will oder nicht. Mit dem bisherigen Annäherungsprozess der Türkei wird es jedenfalls bei Weitem nicht getan sein. 

3. Die FDP erkennt ausdrücklich die Fortschritte bei der Erfüllung der politischen Kriterien an, die die Türkei mit der Verfassungs- und zahlreichen Gesetzesreformen schon jetzt erreicht hat. Mit der Abschaffung der Todesstrafe, der Verbesserung der Stellung der Frau in Recht und Gesellschaft, strengen Straf- und Verfolgungs​vorschriften bei Folter, der Gewährung muttersprachlichen Unterrichts für Minderheiten und der Zulassung anderssprachiger Rundfunk- und Fernsehsendungen hat die Türkei weitere wichtige Schritte hin zu einer demokratischen Gesellschaft unternommen. Dabei spielt die Umsetzung in die gesellschaftliche Realität allerdings eine ebenso große Rolle wie die gesetzlichen Grundlagen. 

Weiterhin müssen regionale (z.B. Kurdengebiet) und innereuropäische (Zypern) Konflikte friedlich gelöst werden. Die FDP fordert die türkische Regierung auf, die Anstrengungen des VN-Generalsekretärs zur Lösung der Zypernfrage vorbehaltlos zu unterstützen. Wer Mitglied der großen Völkergemeinschaft EU sein will, muss zeigen, dass er auch im kleinen Maßstab den Willen hat, Grenzen abzubauen und das friedliche Zusammenleben zu fördern. Minderheiten in der Türkei – insbesondere den Kurden – müssen Schutz ihrer kulturellen Identität und innerstaatliche Souveränitätsrechte zugebilligt werden.

4. Die Europäische Union muss im Übrigen die vor kurzer Zeit beschlossene große Erweiterung mit mittel- und osteuropäischen Staaten selbst noch ökonomisch und politisch verarbeiten. Die in Rede stehende Aufnahmeentscheidung kann erst am Ende eines tiefgreifenden Änderungsprozesses in der Türkei und einer damit einhergehenden weiteren Annäherung an die EU getroffen werden. Die Türkei muss so behandelt, werden wie bislang alle übrigen Beitrittskandidaten. 

5. Im nächsten Jahr wird die Kommission einen Fortschrittsbericht hinsichtlich der weiteren Entwicklung in dieser Frage vorlegen. Die Bundestagsfraktion wird diesen zur Kenntnis nehmen und, falls Entscheidungen notwendig werden sollten, einem Bundesparteitag nicht vorgreifen.

